
Mitteilung nach § 16 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen
Anzeigepflicht

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind gemäß § 16 VersVG verpflichtet, uns beim Abschluss des Vertrages alle Ihnen bekannten Umstände, die für die Übernahme der Gefahr
erheblich sind, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Erheblich sind jene Gefahrumstände, die geeignet sind, auf unseren Entschluss, den
Vertrag überhaupt oder zu den vereinbarten Bedingungen abzuschließen, einen Einfluss auszuüben. Ein Umstand, nach welchem wir ausdrücklich
und in geschriebener Form gefragt haben, gilt im Zweifel als erheblich.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Ist die Anzeige eines erheblichen Umstandes unterblieben oder über einen erheblichen Umstand eine unrichtige Anzeige gemacht worden, so
können wir vom Vertrag zurücktreten. Dasselbe gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen Umstandes deshalb unterblieben ist, weil Sie sich der
Kenntnis des Umstandes arglistig entzogen haben.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn wir den nicht angezeigten Umstand kannten oder uns die Unrichtigkeit der Anzeige bekannt war. Er ist
auch ausgeschlossen, wenn die Anzeige ohne Ihr Verschulden unterblieben oder unrichtig gemacht worden ist. Haben Sie einen Umstand nicht
angezeigt, nach dem wir nicht ausdrücklich und genau umschrieben gefragt haben, so können wir vom Vertrag nur dann zurücktreten, wenn die
Anzeige vorsätzlich oder grob fahrlässig unterblieben ist. Hatten Sie die Gefahrenumstände anhand von uns in geschriebener Form gestellter
Fragen anzuzeigen, so können wir wegen unterbliebener Anzeige eines Umstandes, nach dem nicht ausdrücklich und genau umschrieben gefragt
worden ist, nur im Falle arglistiger Verschweigung zurücktreten.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur
Leistung verpflichtet, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die Anzeigepflicht verletzt ist, keinen Einfluss auf den Eintritt des
Versicherungsfalles oder so weit er keinen Einfluss auf den Umfang unserer Leistung gehabt hat. Bei einem Rücktritt steht uns der Teil der Prämie
zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Prämienerhöhung, Kündigung

Ist die Ihnen beim Abschluss des Vertrages obliegende Anzeigepflicht verletzt worden, unser Rücktrittsrecht aber ausgeschlossen, weil Ihnen
und den Ihnen zuzurechnenden Personen kein Verschulden zur Last fällt, so können wir vom Beginn der laufenden Versicherungsperiode an eine
höhere Prämie verlangen, falls sie mit Rücksicht auf die höhere Gefahr angemessen ist. Dasselbe gilt, wenn uns beim Abschluss des Vertrages
ein für die Übernahme der Gefahr erheblicher Umstand nicht angezeigt worden ist, weil er Ihnen nicht bekannt war.

Wird die höhere Gefahr nach den für unseren Geschäftsbetrieb maßgebenden Grundsätzen auch gegen eine höhere Prämie nicht übernommen,
so können wir das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat kündigen.

Der Anspruch auf die höhere Prämie erlischt, wenn er nicht innerhalb eines Monates von dem Zeitpunkt an geltend gemacht wird, in welchem
wir von der Verletzung der Anzeigepflicht oder von dem nicht angezeigten Umstand Kenntnis erlangen. Dasselbe gilt für das Kündigungsrecht,
wenn es nicht innerhalb des bezeichneten Zeitraumes ausgeübt wird.

3. Anfechtung

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht uns der Teil
der Prämie zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Prämienerhöhung oder Kündigung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis
erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können
wir nachträglich weitere Umstände angeben, sofern für diese die oben genannte Frist nicht verstrichen ist. Wir können uns auf die Rechte zum
Rücktritt, zur Prämienerhöhung oder Kündigung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannten.

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder einem Vertreter ohne Vertretungsmacht abgeschlossen, so sind bezüglich der Anzeigepflicht,
des Rücktritts, der Kündigung und der Prämienerhöhung für die Ausübung unserer Rechte sowohl die Kenntnis und Arglist Ihres Vertreters als
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne
Verschulden unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch Ihnen selbst ein Verschulden zur Last fällt.
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